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Satzung der keb  

Katholische Erwachsenenbildung Landkreis Ludwigsburg 

e.V. 
 

 

I. Name, Rechtsstellung, Zweck, Gemeinnützigkeit, Aufgaben 

 

 

§ 1 Name, Rechtsstellung, Sitz, Geschäftsjahr  

 

(1) Der Verein führt den Namen „keb Katholische Erwachsenenbildung  

Ludwigsburg e.V.“. 

 

(2) Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Stuttgart (Ortsangabe des 

zuständigen Amtsgerichts) unter der Vereinsregister-Nr. VR 200819 eingetra-

gen. Der Verein führt den Namenszusatz e.V. 

 

(3) Sitz des Vereins ist Ludwigsburg. 

 

(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2 Zweck des Vereins 

(1) Der Verein dient der Förderung und Vertretung der offenen Erwachsenenbil-

dung in katholischer Trägerschaft im Landkreis Ludwigsburg entsprechend 

dem in der Abgabenordnung (AO) genannten Zweck „Förderung der Erzie-

hung, Volks- und Berufsbildung“. 

 

(2) Zweck des Vereins ist es, zusammen mit Kirchengemeinden und anderen Trä-

gern der offenen Erwachsenenbildung für ein qualifiziertes Weiterbildungsan-

gebot zu sorgen. 

 

(3)  Die Katholische Erwachsenenbildung ist offene Erwachsenenbildung im 

Sinne des „Gesetzes zur Förderung der Weiterbildung und des Bibliothekwe-

sens“ in Baden-Württemberg. Die Einrichtungen der Katholischen Erwachse-

nenbildung leisten einen eigenständigen Dienst zur kirchlichen Aufgabenerfül-

lung in der Welt. Sie wirken durch rechtlich selbstständige Einrichtungen in der 

Diözese Rottenburg-Stuttgart, der sie zugeordnet sind. 

 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit  

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
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(2) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftli-

che Zwecke. 

 

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. 

 

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd 

sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 

 

 

§ 4 Aufgaben 

 

Im Rahmen seiner Zwecksetzung nimmt der Verein insbesondere folgende Aufga-

ben wahr: 

 

1. Unterstützung der Mitglieder in der Erwachsenenbildung, 
 

2. Übernahme von Maßnahmen, die die Erwachsenenbildung betreffen und 

die Möglichkeit von einzelnen Mitgliedern übersteigen, 
 

3. Weiterbildung von Verantwortlichen in der keb, 
 

4. Vertretung der Katholischen Erwachsenenbildung gegenüber 

- der Öffentlichkeit, 

- anderen Trägern der Erwachsenenbildung, 

- der keb Katholische Erwachsenenbildung Diözese Rottenburg-Stuttgart 

e.V., 

- kirchlichen und staatlichen Stellen im Kreis/Dekanat. 
 

5. Planung und Durchführung eigener Angebote für die Erwachsenenbil-

dung, 
 

6. Erarbeitung und Veröffentlichung eines Bildungsprogramms unter Einbe-

ziehung gemeindlicher, verbandlicher und weiterer Bildungsangebote, 
 

7. Kontaktpflege und Kooperation mit anderen Trägern der Erwachsenenbil-

dung, 
  
8. Erstellung der Statistik der Erwachsenenbildung in katholischer Träger-

schaft, 

  

9. Mittelbeschaffung und -verteilung zur Verwirklichung der satzungsgemä-

ßen Zwecke des Vereins und zur ideellen und finanziellen Förderung an-

derer steuerbegünstigter Körperschaften oder Körperschaften des öffent-

lichen Rechts zur Verwirklichung der satzungsgemäßen Zwecke des Ver-

eins. Der Verein ist somit auch ein Förderverein im Sinne des § 58 Nr.1 

AO. 
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II. Organe des Vereins 

 

§ 5 Organe des Vereins 

 

Organe des Vereins sind: 

1. die Mitgliederversammlung und 

 

2. der Vorstand 

 

 

§ 6 Mitgliedschaft 

 

(1) Mitglieder des Vereins können juristische und natürliche Personen sein, sofern 

sie sich schriftlich bereit erklären, die Vereinszwecke und Ziele des Vereins zu 

bejahen und deren Erfüllung zu fördern sich bemühen. In diesem Rahmen sind 

in der Regel Mitglieder des Vereins 

 

1. die Kirchengemeinden im Dekanat/in den Dekanaten, 

 

2. das Dekanat/die Dekanate. 

 

3. In Dekanaten, die mehrere Landkreise umfassen, können auch Kirchenge-

meinden Mitglieder sein, die nicht zum Landkreis, aber zum entsprechenden 

Dekanat gehören 

 

(2) Weitere Mitglieder des Vereins können sein 

 

1. katholische oder ökumenisch orientierte Verbände und Vereine, die offene 

Erwachsenenbildung im Rahmen kirchlicher Trägerschaft anbieten, soweit 

sie Abs. 1 Satz 1 entsprechen, mit je einer Stimme, 

 
2. die Leiter/innen der Einrichtungen im Dekanat, die offene Erwachsenenbil-

dung betreiben, 

 

3. in besonderen Fällen natürliche Personen, die verantwortlich Gruppierungen 

vertreten, die Erwachsenenbildungsveranstaltungen durchführen, die dem 

Vereinsprofil entsprechen. 

 

(3) Der Antrag auf Aufnahme in den Verein ist von den Mitgliedern gemäß Abs. 3 

schriftlich unter Verwendung eines vom Verein erstellten Aufnahmeantragsfor-

mulars an den Vorstand zu richten. Über die Aufnahme in den Verein entschei-

det auf den schriftlichen Antrag hin der Vorstand. Der Antrag kann mit oder ohne 

Angabe von Gründen abgelehnt werden. Ein Anspruch auf Aufnahme besteht 

nicht. Gegen eine ablehnende Entscheidung kann innerhalb eines Monats Ein-

spruch zur nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung eingelegt werden. 

Über einen Einspruch entscheidet die Mitgliederversammlung. 
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(4) Die Mitgliedschaft endet durch den Austritt, den Ausschluss, den Verlust der 

Rechtsfähigkeit der juristischen Person oder den Tod des Mitglieds. 

 

(5) Der Austritt ist schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. 

  

(6) Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es in grober 

Weise gegen die Vereinsinteressen verstoßen hat oder nicht mehr den Zweck 

„Erwachsenenbildung“ verfolgt. Über einen Ausschluss entscheidet der Vor-

stand. Dem Auszuschließenden ist vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur 

Stellungnahme innerhalb einer Frist von vier Woche ab Zugang der Aufforde-

rung zur Stellungnahme zu geben. 

 

(7) Bei Ausscheiden eines Mitglieds aus dem Verein oder bei Vereinsauflösung er-

folgt keine Rückerstattung etwa eingebrachter Vermögenswerte an das Mit-

glied. 

 

(8) Beratende Teilnehmer/innen können Vertreter/innen sonstiger Einrichtungen im 

Kreis/Dekanat sein, die den Grundsätzen der katholischen Erwachsenenbil-

dung nicht entgegenstehen und mit dem Verein eng zusammenarbeiten (Ko-

operationspartner). 

 

 

§ 7 Kooperationen des Vereins 

 

(1) Der Verein ist Mitglied in der „keb Katholische Erwachsenenbildung Diözese 

Rottenburg-Stuttgart e.V.“. 

 

(2) Der Verein arbeitet kooperativ mit Vorstand und Geschäftsstelle der „keb Ka-

tholische Erwachsenenbildung Diözese Rottenburg-Stuttgart e.V.“ zusammen. 

 

(3) Die Zusammenarbeit zwischen dem Verein und dem Katholischen Dekanat re-

gelt das jeweils gültige bischöfliche Dekret. 

 

 

§ 8 Mitgliedsbeiträge 

 

(1) Von den Mitgliedern wird in der Regel kein Beitrag erhoben. 

 

(2) Für die Einführung, Abschaffung und Bestimmung der Höhe eines Beitrages ist 

eine Zweidrittel-Mehrheit der in der Mitgliederversammlung anwesenden stimm-

berechtigten bevollmächtigten Vertreter/innen erforderlich. 
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§ 9 Mitgliederversammlung und Tagesordnung, Vertretung der Mitglieder,  

      Art und Zahl der Mitgliederversammlung 

 

(1) Die Kirchengemeinden im Dekanat/in den Dekanaten werden durch je eine/n 

von ihnen benannte/n Delegierte/n vertreten. Daneben haben Kirchengemein-

den einer Seelsorgeeinheit die Möglichkeit, sich durch eine/n Vertreter/in der 

Seelsorgeeinheit vertreten zu lassen. Die Anzahl seiner/ihrer Stimmen ent-

spricht der Anzahl der vertretenen Kirchengemeinden. 

 

(2) Das Dekanat/die Dekanate wird/werden vertreten durch 

 
1. den/die Dekan/e oder einen/zwei der stellvertretenden Dekane und 
 
2. 2 Delegierte des Dekanatsrats  
 
3.       den/die Leiter(inne)n der Einrichtungen des Dekanats, die offene Er-

wachsenenbildung betreiben. Die Vertreter/innen verfügen jeweils über 
eine Stimme.  
 

(3) In jedem Geschäftsjahr hat mindestens eine ordentliche Mitgliederversammlung 

stattzufinden. 

 

(4)  Eine außerordentliche Mitgliederversammlung muss einberufen werden, wenn 

es das Vereinsinteresse erfordert und wenn ein Viertel der Mitglieder durch ihre 

Vertreter/innen dies schriftlich, unter Angabe des Zwecks (Tagesordnungs-

punkt) beantragt. 

 

(5)  Mitgliederversammlungen sind vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von 

zwei Wochen einzuberufen. 

 

(6) Die Einberufung erfolgt an die letzte, vom Mitglied schriftlich bekannt gegebene 

Adresse, unter Angabe der Tagesordnung. 

 

(7) Mitglieder, die dem Verein eine E-Mail-Adresse schriftlich mitgeteilt und ihr Ein-

verständnis erklärt haben, können auch elektronisch durch Übermittlung einer 

E-Mail an die zuletzt mitgeteilte E-Mail-Adresse geladen werden. 

 

(8) Mit der Einladung ist dem Mitglied auch die Tagesordnung mitzuteilen. 

 

(9) Jedes Mitglied kann beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich 

auf die Tagesordnung gesetzt werden. Geht ein solcher Antrag spätestens eine 

Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung schriftlich beim Vorstand ein, 

ist die Tagesordnung zu Beginn der Mitgliederversammlung entsprechend zu 

ergänzen. Über die Annahme danach gestellter Anträge entscheidet die Mitglie-

derversammlung mit einfacher Mehrheit. 
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§ 10 Aufgaben der Mitgliederversammlung 

 

Die Mitgliederversammlung ist zuständig für 

 

1. die Zielsetzung des Vereins, 

 

2. die Entgegennahme des Arbeits- und Geschäftsberichtes, 

 

3. die Entgegennahme des Finanzberichtes und des Berichtes der Rechnungsprü-

fung, 

 

4. die Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes, 

 

5. die Beschlussfassung über die Verwendung der dem Verein zur Verfügung ste-

henden Mittel, 

 

6. die Beschlussfassung über Satzungsänderungen und die Auflösung des Ver-

eins, 

 

7. die Wahl des Vorstands, 

 

8. die Bestellung zweier Rechnungsprüfer/innen. 

 

 

§ 11 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden 

Mitglieder beschlussfähig. 

 

(2) Die Mitgliederversammlung wird von dem/der Vorsitzenden, bei dessen/deren 

Verhinderung von dem/der stellv. Vorsitzenden geleitet. Ist auch der/die stellv. 

Vorsitzende verhindert, bestimmt die Mitgliederversammlung den/die Ver-

sammlungsleiter/in. 

 

(3) Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlganges und 

der vorhergehenden Aussprachen einem anderen Vereinsmitglied oder einem 

Wahlausschuss übertragen werden. 

 

(4) Die Art der Abstimmung bestimmt der/die Versammlungsleiter/in. Die Abstim-

mung muss jedoch geheim erfolgen, wenn dies von einem/einer der bei der Ab-

stimmung anwesenden stimmberechtigten Bevollmächtigten verlangt wird. 

 

(5) Soweit in gegenwärtiger Satzung nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, fasst 

die Mitgliederversammlung Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der abgege-

benen Stimmen. 

 

(6) Eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen ist erforderlich für 

die Änderung der Satzung. 
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(7) Für Wahlen gelten die Bestimmungen über die Beschlussfassung entspre-

chend. Der/die Versammlungsleiter/in kann dabei bestimmen, dass über meh-

rere zu wählenden Ämter in einem Wahlgang abgestimmt wird. Erreicht jedoch 

im ersten Wahlgang kein/e Kandidat/in die absolute Mehrheit, ist die Wahl zu 

wiederholen. Erreicht auch im zweiten Wahlgang kein/e Kandidat/in die abso-

lute Mehrheit, genügt im dritten und in weiteren Wahlgängen die einfache Mehr-

heit. Erreicht auch nach mindestens drei Wahlgängen kein/e Kandidat/in eine 

Mehrheit, kann der/die Versammlungsleiter/in bestimmen, dass das Los ent-

scheidet. 

 

(8) Über jede Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen und von 

dem/der Vorsitzenden und dem/der Protokollführer/in zu unterzeichnen. Darin 

sind alle gefassten Beschlüsse festzuhalten. Das Protokoll der Mitgliederver-

sammlung erhalten alle Mitglieder. 

 

 

§ 12 Vorstandsmitglieder, Amtsdauer, Vergütung des Vorstands 

 

(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus dem/der Vorsitzenden und dem/der 

stellv. Vorsitzenden. Es müssen mindestens drei (maximal 6) weitere Personen 

gewählt werden. Diese kommen in der Regel aus der Mitte der Mitglieder und 

sind stimmberechtigt. 

 

(2) Beratende Mitglieder des Vorstandes sind 

 

a) kraft Amtes der Dekan oder einer der stellvertretenden Dekane, 

 

b) die Bildungsreferent(inn)en, (sofern vorhanden). 

 

(3) Der/die Geschäftsführer/in / Leiter/in nimmt an Sitzungen des Vorstands bera-

tend teil. 

 

(4) Der Vorstand gem. Abs. 1 kann weitere sachkundige Personen als beratende 

Teilnehmer/innen zu Vorstandssitzungen und/oder deren Vorbereitung hinzu-

ziehen. 

 

(5)  Der/die Vorsitzende und der/die stellv. Vorsitzende sind einzeln zur Vertretung 

des Vereins berechtigt. Durch Beschluss der Mitgliederversammlung können 

der/die Vorsitzende und der/die stellv. Vorsitzende ganz oder teilweise von den 

Beschränkungen des § 181 BGB befreit werden. 

 

(6) Die Mitglieder des Vorstandes i.S.v. Abs. 1 werden durch die Mitgliederver-

sammlung auf die Dauer von vier Jahren gewählt. Sie bleiben auch nach dem 

Ablauf ihrer Amtszeit bis zur erfolgreichen Neuwahl des Vorstandes im Amt. 

Scheidet eines der gewählten Mitglieder des Vorstandes während der Amts-

dauer aus, kann für die restliche Amtsdauer ein Ersatzmitglied bestellt werden. 
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(7) Eine – auch mehrfache – Wiederwahl ist zulässig. 

 

(8) Die Mitglieder des Vorstands i.S.v. Abs. 1 sind ehrenamtlich tätig. Sie haben 

Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen, sofern sie hierüber einen schriftlichen 

Nachweis erbringen. Es kann ihnen eine in ihrer Höhe angemessene Pauschale 

(Ehrenamtspauschale) bezahlt werden. Hierüber entscheidet die Mitgliederver-

sammlung mit einfacher Mehrheit. 

 

 

§ 13 Aufgaben des Vorstandes im Sinne von § 12 Abs. 1 

 

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht 

durch diese Satzung oder Gesetz der Mitgliederversammlung zugewiesen sind. Der 

Vorstand hat insbesondere folgende Aufgaben: 

 

1. Verfolgung der satzungsmäßigen Aufgaben und Ziele des Vereins, 

 

2. Bestellung des Geschäftsführers/der Geschäftsführerin und des Leiters/der Lei-

terin der Geschäftsstelle, 

 

3. Auswahl des hauptamtlichen Personals der Geschäftsstelle im Einvernehmen 

mit der Diözese Rottenburg-Stuttgart und bei Bildungsreferent(inn)en mit der 

keb Diözese Rottenburg-Stuttgart e.V., 

 

4. die Benennung von Ehrenmitgliedern, deren Wahl durch die Mitgliederver-

sammlung zu erfolgen hat, 

 

5. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnung, 

 

6. Einberufung der Mitgliederversammlung, 

 

7. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung,  

 

8. Verwaltung des Vereinsvermögens und Buchführung, 

 

9. Erstellung der Jahreshaushaltspläne und der Jahresberichte, 

 

10. Beschlussfassung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern. 

 
Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann der Vorstand eine Geschäftsordnung beschlie-
ßen. 
 
 
§ 14 Geschäftsführung/Leitung  
 

(1) Der Vorstand bedient sich zur Erfüllung seiner Aufgaben, insbesondere zur 

Wahrnehmung der laufenden Geschäfte, einer Geschäftsstelle. 
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(2) Für die Leitung seiner Geschäftsstelle wird dem Verein vom Bischöflichen Or-

dinariat ein/e Bildungsreferent/in zur Verfügung gestellt, der/die auch die Ge-

schäfte des Vereins regelt. 

 

(3) Vorstand und Mitarbeitende der keb Ludwigsburg tragen gemeinsam Sorge um 

die Verwirklichung der Ziele und des Zwecks im Sinne § 2 der Satzung. Ihre 

Arbeitsweise zeichnet sich aus durch gegenseitige Wertschätzung und ein kol-

legiales, kooperatives Zusammenwirken für das gemeinsame Ziel und den 

Zweck und wird durch eine Geschäftsordnung geregelt. 

 

§ 15 Beschlussfassungen durch den Vorstand 

 

(1) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen oder auf schriftli-

chem Weg, per Fax und E-Mail. 

 

(2) Vorstandssitzungen sind von dem/der Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 

von dem/der stellv. Vorsitzenden in Textform oder (fern) mündlich unter Einhal-

tung einer Einberufungsfrist von einer Woche einzuberufen. Der Mitteilung einer 

Tagesordnung bedarf es nicht. Sitzungsleiter/in ist der/die Vorsitzende, bei des-

sen/deren Verhinderung der/die stellv. Vorsitzende. 

 

(3) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der stimmberech-

tigten Mitglieder anwesend sind. Er entscheidet mit einfacher Mehrheit der ab-

gegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 

des Vorsitzenden / stellv. Vorsitzenden. Die Beschlussfähigkeit des Vorstandes 

setzt nicht voraus, dass sämtliche Vorstandsämter besetzt sind. 

 

(4) Über die Vorstandssitzungen ist ein Protokoll zu führen, das Ort und Zeit der 

Sitzung, Namen der Teilnehmenden, gefasste Beschlüsse und Abstimmungs-

ergebnis enthalten soll. Das Protokoll erhalten alle Vorstandsmitglieder. 

 

(5) Außerhalb von Sitzungen können Beschlüsse des Vorstands, soweit nicht zwin-

gendes Recht eine andere Form vorschreibt, mündlich, schriftlich, per E-Mail 

oder auf anderem Wege der elektronischen Kommunikation gefasst werden, 

wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu dieser Form der Beschluss-

fassung erklären. 

 

 

§ 16 Kirchliche Aufsicht 

 

(1) Der Verein steht gemäß cc. 323 ff. CIC unter kirchlicher Aufsicht. Die Aufsicht 

wird wahrgenommen durch den Bischof der Diözese Rottenburg-Stuttgart. 

 

(2) Die kirchliche Aufsicht beinhaltet insbesondere das Recht auf Einsicht in die 

Unterlagen des Vereins und Auskünfte zu verlangen, um die ordnungsgemäße 

Herkunft und Verwendung der Mittel prüfen zu können. 
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(3)  Die kirchliche Aufsicht kann im Rahmen des can. 305 § 1 CIC Maßnahmen 

 der Vereinsorgane, durch die Glaubensfragen und sittliche Fragen berührt 

 werden, beanstanden und verlangen, dass sie innerhalb einer bestimmten 

 Frist aufgehoben oder rückgängig gemacht werden. Beanstandete Maßnahmen 

dürfen nicht vollzogen werden. Diese Befugnis hat die kirchliche Aufsicht 

 auch, wenn eine Maßnahme gegen die Vereinssatzung oder ein staatliches 

 Gesetz verstößt.  

 

(4) Der Genehmigung der kirchlichen Aufsicht bedürfen nach den cc. 299 § 3 und 

324 § 2 CIC insbesondere: 

 

1. Änderungen der Satzung, 

 

2. Auflösung des Vereins, 

 

3. Übernahme von Bürgschaften, Aufnahme von Darlehen, Garantieerklärun-

gen und Übernahme von Fremdverpflichtungen, 

 

4. die Wahl eines in der Diözese Rottenburg-Stuttgart rechtmäßig seinen Dienst 

ausübenden Priesters zum geistlichen Berater des Vereins, sofern ein sol-

cher gewünscht wird. 

 

(5) Genehmigungspflichtige Beschlüsse werden erst wirksam, wenn sie von der 

kirchlichen Aufsicht genehmigt worden sind. Ihre vorherige Vollziehung ist un-

zulässig und unwirksam. 

 

(6) Der Verein hat der kirchlichen Aufsicht im Laufe des folgenden Geschäftsjahrs 

einen (geprüften) Jahresabschluss unaufgefordert vorzulegen. Der Wirtschafts-

plan ist innerhalb von fünf Monaten nach Beginn des Geschäftsjahrs bei der 

kirchlichen Aufsicht zur Kenntnis einzureichen. 

 

(7) Die Auflösung des Vereins ist der kirchlichen Aufsicht zeitnah anzuzeigen. 

 

(8) Im Falle der entgeltlichen Beschäftigung von Mitarbeiter(inne)n wendet der 

 Verein die Grundordnung des kirchlichen Dienstes in ihrer jeweils geltenden 

 Fassung. 

 
§ 17 Auflösung des Vereins 
 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zwecke einberufenen 

Mitgliederversammlung beschlossen werden. Hierzu bedarf es einer Dreiviertel-

Mehrheit aller Vertreter/innen der Mitglieder. 

 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter 

Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an das Dekanat Ludwigsburg, das es 

unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 

Zwecke zu verwenden hat. 
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§ 18 Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt nach der Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung 

am 26. November 2020 und ihrer Genehmigung durch den Bischof der Diözese 

Rottenburg-Stuttgart mit der Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. Sie ersetzt 

die Satzung vom 1. 7. 2010. 


